
nungen, bei immerhin 70% mittlere bis akute
Burnout-Syndrome dokumentiert. Nerdinger
(1992)weist in seiner Studie über Bedingungen
und Folgenvon Burnout bei Schalterangestell-
ten einer Sparkasseauf die Bedeutsamkeitdes
RollenkonflikteszwischenbestmöglicherDienst-
leistung im Interesseder Kunden und Erfüllung
der gewinnorientiertenZiele der Einrichtung
(Bank)hin, ein Rollenkonflikt, der für die Mit-
arbeiter/-innen ambulanter Pflegedienstein tä-
tigkeitsbedingtpotenzierter Form zukünftig Be-
standteil ihresAlltagsseinwird, fälltdoch in der
Pflegealter Menschen der Gegensatzzwischen
Gewinninteresse(möglichstviele abrechenbare
Komplexleistungen/Zeit)und nKundeninteres-
se" (möglichstviel Zeit zur Durchführung von
Pflegeund Gespräch)noch deutlicher ins Auge.
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Eswird alsowesentlichmehr als bisher zur Ent-
lastung und Qyalifizierung der Helfer/-innen
getan werden müssen, damit diese dem wach-
senden Druck standhalten. Stützung und Qya-
lifizierungder Helfer!-innen könnte und sollte
angesichtsder ausgeführten steigendenBurn-
out-RisikendiesesPersonenkreisesaber auch
bedeuten, daß dieser gegenüber den Forderun-
gen der Arbeitgeberund Sozialpolitikerabgren-
zungs- und widerstandsfähigerwird, womit der
Druck dann weitergegebenwäre an die Verbän-
de und an die Gesundheitspolitik,der er schließ-
lich auch kausalzuzuschreiben ist.
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Michael Wolf
Solidarität in der Sozial-
politik: zwischen Moral
und Rationalität
Eine interessentheoretische
Interpretationl

Zusammenfassung
SolidarischesHandeln ist an das Vorliegeneiner
Reihe von Voraussetzungengebunden, die in
hochkomplexen modernen Gesellschaftenim-
mer wenigergegebensind. Deshalb laufen auch
moralische Appelle, Solidarität zu üben, meist
ins Leere.Das heißt aber nicht, daß Solidarität
als ein Instrument politischer Steuerung ausge-
dient haben muß. Forderungennach Solidarität
vermögen vor allem dann Gehör zu fmden,
wenn sie, so die zentrale These der nachfolgen-
den Überlegungen, individuellen Interessen
nicht widersprechen und Chancen aufzeigen,
Solidarität als Mittel der eigenen Interessenver-
folgung zu nutzen.

1.
Es ist ein Gemeinplatz, daß Solidarität zu den
konstitutiven Momenten einer auf sozialeGe-
rechtigkeitgerichtetenSozialpolitikgehört.Den-
noch ist heutzutage das Reden über Solidarität
in der Sozialpolitik fragwürdiggeworden.Denn
sie ist zumeist zwangsweiseauferlegt.Und dort,
wo sie aus freien Stücken praktiziert werden
könnte, hat sie sich, wie ich meine, weitgehend
verabschiedet. Ich nehme dies zum Anlaß, die
theoretische Fragenach den Funktionsbedin-
gungen von Solidarität in den Mittelpunkt mei-
ner Überlegungen zu stellen. Die ersteThese,
die ich vertrete, lautet: Der Solidaritätsbegriff
ist im Alltagssprachgebrauchein moralischer
Begriff;er ist gerade deswegennicht geeignet,
das herzustellen,wozu er im politischen Sprach-
gebrauch benutzt wird - nämlich Solidarität.
Gleichwohl stellt sich für mich die Frage:Be-
steht nicht dennoch eine Möglichkeit, solidari-
schesVerhalten herbeizuführen? Und wenn ja,
auf welche Weise?Ein geeigneterAnsatz könn-
te, so jedenfallsmeine zweiteThese, darin be-
stehen, den Begriffder Solidarität an Eigenin-
teressen rückzubinden.

Ich werde im folgenden zunächst beide Thesen
etwasnäher erläutern. Auf der Grundlage die-



ser Ausführungen werde ich dann im letzten
Schritt der Frage nachgehen, wie sich die ge-
wonnenen Erkenntnisse für das Solidaritätspro-
blem in der Sozialpolitik nutzen lassen.

Ich komme nun zur ersten These. Solidarität
bezeichnet im Alltagssprachgebrauchin erster
Linie eine sittlich-moralischeHaltung. Diese
äußert sich darin, daß in der Gemeinschafts-
orientierung die Angelegenheiten anderer als
eigeneAngelegenheitenerlebtwerden. Zugleich
wird erwartet,daß die Bessergestelltender Ge-
meinschaft die Schlechtergestelltenunterstüt-
zen. Man kann daher knapp sagen: Solidarität
wird verstanden als Ausdruck gefühlsmäßiger
Verbundenheit und normativer Verpflichtung.
In Tarifauseinandersetzungenhört man immer
wieder den Appell: "Die Beschäftigtensollen
Lohnverzicht üben. Nur so lassensich die Vor-
aussetzungen schaffen für eine Wiedereinglie-
derung der Arbeitslosen in den Arbeitsprozeß."
Dieser Appell ist ein prominentes Beispielfür
die moralische Lesartvon Solidarität. Im Grun-
de weiß ein jeder, daß solche Appelle in aller
Regelnicht fruchten.

Aber woran liegt das? Ich denke, es liegt daran,
daß Solidarität als "Mechanismus" zur Koordi-
nation sozialer Handlungen an eine Reihe von
Voraussetzungengeknüpft ist. Ich sehe wenig-
stens sechsMomente.Erstens,die beteiligten Ak-
teure müssen grundsätzlich kooperationsbereit
sein und ihre individuellen Interessen und

Handlungsziele dürfen nicht dominieren.
Zweitens, die Beteiligten müssen Normen und
Wertorientierungen teilen und von gemeinsa-
men Situationsdefinitionen ausgehen. Drittens,
die Motivation, sich zur Hilfeleistung gegen-
über den Schlechtergestellten verpflichtet zu
fühlen, ist in Interaktionen durch soziale Kon-
trolle sicherzustellen. Viertens,solidarisches
Handeln ist an relativ kleine und überschauba-

re soziale Einheiten gebunden, also an kurze
Handlungsketten. Fünftens, die beteiligten Ak-
teure müssen ein Gefühl oder ein Bewuß tsein

der Zusammengehörigkeit entwickelt haben.
Und schließlich sechstens,die Beteiligten müssen
sich vor sogenannten Trittbrettfahrern sicher
fühlen.

Die Konsequenzen,die sich hierausfür die Mög-
lichkeit solidarischenHandelns ergeben, liegen
auf der Hand. Zugespitzt kann man sagen:Mit
zunehmender Größe der sozialen Einheit ver-
ringert sich die Möglichkeit solidarischenHan-
delns. Und dies aus dreiGründen:erstens,die
Relevanzdes individuellen Handelns nimmt
für den sozialenVerbandmit steigender Zahl
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der Beteiligtenab; zweitens,die Möglichkeiten
zur Kontrolle und Sanktionierung des einzel-
nen durch die anderen Beteiligtenverringern
sich; und drittens,die Schwierigkeitender Er-
wartungsbildung in bezug auf das Verhalten der
übrigen Beteiligtennehmen zu und damit auch
die Risikenvon Kooperation.

Vor diesem Hintergrund dürfte die Frage,war-
um in hochkomplexen modemen Gesellschaf-
ten der appellativeRückgriffauf Solidarität
meist ins Leeregeht, relativ leicht zu beantwor-
ten sein. Ich biete folgendeAntwort an: Ange-
sichts der fortschreitenden gesellschaftlichen
Segmentierungund Pluralisierungvon Lebens-
lagen und Lebensstilenbleiben solidarische
Orientierungen notwendigerweisepartikulär.
Denn je mehr Interessen in einer sozialen Ein-
heit vertreten sind und je stärkerdiesevonein-
ander abweichen,um so schwierigerwird es, zu
einem normativen Konsens und zu gemeinsa-
men Situationsdefinitionen zu gelangen.Aber
genau dies ist erforderlich, damit die Akteure
zugunsten der "gemeinsamenSache" auf die
Verfolgungihrer Einzelinteressenverzichten.
Hinzu kommt ein Weiteres: Es ist zwar banal,
aber in reichen Gesellschaftenwie der unsrigen
ist Solidarität einfach wenigervonnöten. Daß
ein Arbeitsloserinfolge des Arbeitsplatzverlu-
stes sein Auto verkaufen muß, vermagnämlich
weder allgemeineEmpörung noch Mitleid her-
vorzurufen, was ja zu Hilfeleistungenveranlas-
sen könnte. Wenn diese Beschreibungzutrifft,
dann ist es mehr als unrealistisch zu glauben,
der moralische Appell könnte sich auch in Le-
benssituationen bewähren, in denen die drän-
genden eigenen Interessen es den betroffenen
Akteuren eindeutig nahelegen, individualisti-
sche Konkurrenzstrategienzu verfolgen.Denn
der Appell kann den Betroffenen doch nur als
Aufforderung zu realitätsinadäquatemVerhal-
ten erscheinen.
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2.
Ich komme nunmehr zur zweitenThese, näm-
lich, daß gerade das Einbeziehen von Eigenin-
teressen, so widersinnig dies scheinen mag, ei-
nen Ansatzpunkt für solidarischesHandeln
bietet. Immerhin ist klar: Mit einem moralisch
überfrachteten Solidaritätsverständniskommt
man bei der Beantwortung der Frage"Wasmo-
tiviert die Bessergestellten,sich für die Schlech-
tergesteIlteneinzusetzen?" nicht weiter.Fragt
man hingegen nach rationalen Gründen für so-
lidarischesHandeln, also nach dem möglichen
Nutzen für die Hilfeleistenden, und nicht nach
altruistischenMotiven oder traditionellen Nor-
men, so wird der Solidaritätsbegriffentzaubert



und für alltäglicheKosten-Nutzen-Kalküleder
Akteure anschlußfähig gemacht. Doch was ist
damit gewonnen, so ließe sich &agen,wenn
man von Moral auf Rationalität umstellt? Ich
würde sagen: einiges.Denn an die Stelledes
moralischen Impetus, die Interessen von Not-
leidenden stellvertretendzu artikulieren, treten
nun (sozialwissenschaftlichangeleitete)Ein-
schätzungen der Handlungsmöglichkeiten der
Akteure.Das Problem,daß normative Aussagen
nicht wahrheitsfähigsind, würde sich in dieser
Perspektiveüberhaupt nicht stellen. Es mag
manch einem mißfallen, daß ich die Bereit-
schaft zu solidarischemHandeln allein durch
NütilichkeitseIWägungenbegründe. Das ändert
jedoch nichts daran, daß eine interessentheore-
tische Reformulierungvon Solidarität fur eine
realitätsnahe Beschreibungdes Verhaltensder
Akteure geeignetererscheint. Man braucht nur
einen Blickauf das Problem des "Trittbrettfah-
rens" zu werfen.Es läßt sich damit mühelos zei-
gen, daß, um es an einem Beispielzu verdeutli-
chen, viele Beschäftigteaufgrund ihrer eigen-
nützigen Handlungsorientierung nicht bereit
sind, der Gewerkschaftbeizutreten. Das wäre
fur sie ja mit Kosten verbunden. Von dem Nut-
zen, den die Gewerkschaftenerstreiten, möch-
ten sie aber gleichwohlprofitieren.
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Was heißt es nun, Solidarität inhaltlich als Er-
gebnis und Form von Interessenverfolgungzu
bestimmen? Es heißt: Akteure haben rationale
Gründe, den unmittelbaren Nutzen anderer
zugleich als ihren eigenen mittelbaren Nutzen
zu betrachten und deshalb auch anzustreben.
Wird Solidarität so verstanden, gibt es wenig-
stens drei rationale Gründe fur sie: Erstens,man
setzt sich für die Schlechtergestelltenein und
verzichtet auf die Realisierungkurz&istigerziel-
barer Vorteile,und zwar deshalb, weil man
nicht ausschließen kann, in der Zukunft selbst
in die Lagedes Schlechtergestelltenzu geraten
und dann auf Unterstützung angewiesenzu
sein. Zweitens,man setzt sich für die Schlech-
tergestelltenein, damit sich deren Lagenicht
noch weiter verschlechtert,und zwar deshalb,
weil die Kosten fur deren Unterstützung gerin-
ger ausfallenals die mutmaßlichen Verluste,
die einem entstehen würden aufgrund der
negativen Rückwirkungen,die die Verschlech-
terung der Lageder Schlechtergestelltenauf
die eigene Lagenach sich zieht. Und drittens,
man setzt sich fur die Schlechtergestellten"ein-
fach nur so" ein, und zwar deshalb, weilman
den moralischen Zins des eigenen Wohlbefin-
dens höher bewertetals die mit der Unterstüt-
zung der Schlechtergestelltenverbundenen
Opfer.
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Selbstverständlichwird die Bereitschaftzu soli-
darischem Handeln durch eine Reihe von Fak-
toren befördert oder behindert. Zum Beispiel
sind die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
von eminenter Bedeutung. Ökonomische Kri-
sen verschärfen nämlich Knappheitsprobleme
und erhöhen damit den Druck auf den Vertei-
lungsspielraum.Dies fuhrt dazu, daß Unterstüt-
zungsleistungen gerade dann unwahrscheinlich
werden, wenn sie besonders nötig sind. Wächst
hingegen der zu verteilende "Kuchen", fällt es
leichter, Solidarität zu üben. Wie auch immer,
es läßt sich auf jeden Fall sagen:Solidaritäts-
appelle werden vor allem dann Gehör finden,
wenn sie individuellen Interessen nicht wider-
sprechen und Chancen aufzeigen,Solidarität
als Mittel der eigenen Interessenverfolgungzu
nutzen.

3. .

Ich wende mich nunmehr dem letzten Punkt
zu. Er ist der Fragegewidmet:Washeißt es, daß
rationale Akteure bestrebt sind, ihren Nutzen
zu maximieren und ihre Kosten zu minimieren,
und welche Folgen hat dies fur solidarisches
Handeln in der Sozialpolitik?Ich möchte hier-
zu kurz in Erinnerung rufen, wovon bei Sozial-
politik die Rede ist.

In kapitalistischen, durch &eieKapital-und Ar-
beitsmärkte charakterisiertenGesellschaften
sind die Individuen einer Reihe von typischen
Gefährdungen der Reproduktion ihrer Arbeits-
kraft ausgesetzt,deren Entstehung und Verbrei-
tung dem individuellen Fehlverhalten der Indi-
viduen sich ursächlich nicht zurechnen läßt.
Arbeitslosigkeit,um nur ein Beispielzu nen-
nen, zeigt dies in aller Deutlichkeit. Werden
diese Gefährdungen aufgrund ihrer negativen
kollektiven Folgen zum Gegenstand staatlichen
Handeins, müssen Lösungsformengefunden
werden, die "problemadäquat" und für die rele-
vanten Akteure "akzeptabel"sind. ,,Akzeptabel"
heißt: Durch institutionelle Vorkehrungenwie
Pflichtversicherung,Beitragsfinanzierung,Äqui-
valenz- und Konditionalprinzip wird dafur ge-
sorgt, daß im sozialstaatlichenKembereich,
also bei der Sozialversicherung,zwei"uner-
wünschte" Fällenicht eintreten. "Unerwünscht"
wäre erstens,wenn die berechtigten und zu Bei-
tragszahlungenverpflichteten Personen nicht
in den Genuß der eIWartetenLeistungenkom-
men; und "unerwünscht" wäre zweitens,wenn
jene Personen in den Genuß von Leistungen
kommen, die aufgrund fehlender Beitragszah-
lungen hierzu überhaupt nicht berechtigt sind.
Unter Akzeptanzgesichtspunktenbrisant ist
insbesondere der Fall oder auch nur die EIWar-



tung, daß die berechtigten Personen nichts be-
kommen, weildie nichtberechtigten Personen
etwasbekommen.

In bezug auf sozialstaatlicheLeistungsansprü-
che folgt Sozialpolitik einer Logik,die mit drei
Personenkategorienoperiert: Es gibt a) Perso-
nen ohne Ansprüche, da sie als bereits ausrei-
chend versorgtgelten, b) anspruchsberechtigte
Personen, da sie Beitragszahlungengeleistetha-
ben und c) nichtanspruchsberechtigtePersonen,
da keine anspruchsbegründenden Tatbestände
vorliegen. Diesen Personenkategorienkorre-
spondieren dreiArten von Einkommen: Markt-
einkommen fur (a),Lohnersatzeinkommen rur
(b)und Wohlfahrtseinkommen rur (c).Vordem
Hintergrund des eben Gesagten läßt sich nun
ein klarer Interessengegensatzidentifizieren:
zwischenden Zahlern einerseitsund den Nutz-
nießern andererseits.Denn die Zahler sind da-
fur,die Steuer-und Beitragslastenzu begrenzen.
Die Nutznießer hingegenwollen die sozialstaat-
lichen Leistungenaufrechterhalten und auswei-
ten. Sind die Zahler von heute jedoch die
Nutznießer von morgen, dann haben sie nicht
einfach ein Interesse an Leistungsexpansion,
sondern eines an der Verbesserungihrer indivi-
duellen Kosten-Nutzen-Bilanz.

Was folgt hieraus rur solidarischesHandeln in
der Sozialpolitik?Ich denke, man kann begrün-
det sagen,daß diejenigen,die zur Teilmengeder
"guten Risiken"gehören oder die das zumin-
dest annehmen, rationalerweisebestrebt sind,
diejenigen, die zur Teilmengeder "schlechten
Risiken"gehören, in die Kategorieder Nichtan-
spruchsberechtigtenabzudrängen, weil diese ja
sonst in den Genuß von Nettozuwendungen
kämen. Die Bessergestelltenmüßten nämlich
die Reproduktionssicherung der Schlechterge-
stellten durch höhere eigeneBeiträgebzw.ge-
ringereeigeneLeistungsansprüchesubventionie-
ren. Hierzu ein Beispiel:Die stabil beschäftig-
ten Mitglieder der Arbeitslosenversicherung
haben furs ersterationale Gründe, die Arbeitslo-
sen bei anhaltenderMassenarbeitslosigkeitnicht
zu alimentieren. Sie sind vielmehr bestrebt,
diese auszugrenzenund aufein niedrigeresso-
zialstaatlichesVersorgungsniveauabzuschieben.
Dessen Finanzierung erfolgt ja bekanntlich aus
dem allgemeinenSteueraufkommen und nicht
aus den Beiträgender sogenannten Solidarge-
meinschaft der Versicherten.Soll den Schlech-
tergesteIlten,in unserem Falleden Arbeitslosen,
geholfen werden, muß man also anders am Ei-
geninteresseder beschäftigten Beitragszahler
ansetzen. Aber wie?Zunächst einmal ist zu
prüfen, ob das Interessenkalkülplausibel ist.
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Nimmt jemand zu Unrecht an, die Wahr-
scheinlichkeit, arbeitslos zu werden, sei prak-
tisch null, dann kann man ihm entgegenhalten,
daß er mit dem Anspruch auf Leistungen der
Arbeitslosenversicherungeinen langfristigen
Nutzen erzielt. Hier stellt sich jedoch das Pro-
blem, daß die Akteure genauerwissenmüßten,
mit welcherWahrscheinlichkeitund zu wel-
chem Zeitpunkt der Versicherungsfall,,Arbeits-
losigkeit"eintritt. Wenn es allerdingshöchst
unwahrscheinlich ist, daß jemand arbeitslos
wird, dann wäre aufzuzeigen,daß ein Zusam-
menhang besteht zwischen der Verschlechte-
rung der Lageder Arbeitslosen auf der einen
Seite und der Beeinträchtigungder Lebens-
und Arbeitsbedingungen der Beschäftigtenauf
der anderen Seite. Solidarität mit den Arbeits-
losen wäre dann um so eher zu erwarten,je
schlechter die Kosten-Nutzen-Bilanzausfällt.

Wem nützt es, dies zu wissen,könnte man nun
fragen.Wenn Sozialarbeitersich nicht von
vornherein als Sozialtechnikerbegreifen,son-
dern die Handlungsmöglichkeiten von Notlei-
denden erweiternhelfen wollen, dann müssen
sie eine Vorstellungvon den realitätsstrukturie-
renden Momenten unserer Gesellschafthaben.
Das Wissen um Versorgungsdefiziteund Be-
nachteiligungen allein genügt noch nicht, um
sozialpolitischeAkteure zum Handeln zu brin-
gen. Benötigtwird vor allem Wissen um Funk-
tionszusammenhänge. Denn diesesbietet die
Chance, die Errullung von Partikularinteressen
als funktionsrelevant zu beschreiben. Und wer
hierzu in der Lageist, verschafftsich bzw.sei-
ner Klientel in Interessenkonflikteneine starke
Position: Er kann die vorgebrachten Forderun-
gen als unparteiisch und zum Nutzen "aller"
hinstellen. Moralisch motiviertes Engagement
hingegen steht in Gefahr, an der Praxiszu
scheitern, setzt es sich doch allzu leicht darüber
hinweg, daß Menschen zuerst essen, trinken,
wohnen und sich kleiden müssen, bevor sie Po-
litik treiben können. Ich bitte, das nicht falsch
zu verstehen. Ich wende mich nicht gegenMo-
ral, sondern ich plädiere bloß dafur, die Hand-
lungsmöglichkeitenund -grenzen der Akteure
realistischeinzuschätzen. Sonst nämlich hätte
solidarischesBemühen, selbstdas bestgemein-
te, einen kurzen Atem.
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Anmerkung
1 Bei dem Text handelt es sich um die geringrugig überar-
beitete Fassung eines Vortrages, den ich an der Fachhoch-
schule Potsdam, Fachbereich Sozialwesen, gehalten habe.
Der Duktus des gesprochenen Wortes wurde weitgehend
beibehalten. Außerdem wurde bewußt darauf verzichtet,
den Text mit Hinweisen auf akademische Autoritäten und
mit einem wissenschaftlichen Apparat in Fonn von mehr
oder minder ausruhrlichen Fußnoten zu befTachten.


